
P E N S I O N S V E R S I C H E R U N G I N O S T E R R E I C H 

ie österreichische Altersver
sorgung im besonderen die 
Pensionsversicherung zählt 

zu den umfassendsten der Welt Fast 
die gesamte erwerbsfähige Bevölke
rung wird durch sie geschützt und sie 
ermöglicht es dieser, zwischen 60 
und 65 Jahren (Männer) bzw 50 und 
55 Jahren (Frauen) in den Ruhestand 
zu treten 1990 gab es 1,708.900 Al 
ters- Hinterbliebenen- oder Berufs-
unfähigkeitspensionen : das entsprach 
22 1% der Bevölkerung oder 48,6% 
der Erwerbspersonen Für die Lei
stungen der Pensionsversicherung 
wurden 1990 197„5 Mrd S aufge
wandt, das entsprach 11% des Brutto
inlandsproduktes 

Über ihre eigentliche Bedeutung 
hinaus gewann die Pensionsversiche
rung in der Phase der Wirtschaftsent
wicklung seit 1975 zusätzliches Ge
wicht dadurch, daß sie dazu beitrug 
die Arbeitsmarktsituation zu erleich
tern Ältere Arbeitskräfte, die ihren 
Arbeitsplatz verloren hatten oder wel
chen nahegelegt wurde, in den Ruhe
stand zu treten, nahmen die vorzeiti
ge Aiterspension in Anspruch. Dar
über hinaus schuf der Gesetzgeber 
durch das Sonderunterstützungsge
setz eigene Bestimmungen, die es Ar
beitnehmern in besonders gefährde
ten Branchen oder Regionen erlaub
ten, eine Altersunterstützung schon 
ab 55 bzw. 50 Jahren zu erhalten. Die
se Leistung wurde allerdings nicht 
aus Mitteln der Pensions-, sondern 
aus jenen der Arbeitslosenversiche
rung erbracht Aber auch die Voraus
setzungen für die Gewährung einer 
Berufsunfähigkeitspension erleichter-

Das erste Mal er regte die Frage der 
Pensionsf inanzierung in der ersten 

Hälfte der achtziger Jahre die 
öffent l iche Aufmerksamkeit , als 

aufgrund der Rezession und ihrer 
Folgen auf dem Arbeitsmarkt die 

Einnahmen der 
Pens ionsvers icherungst räger 

zurückbl ieben und die Ausgaben steil 

s t iegen. Diesen Problemen 
begegneten die 40. und die 44, ASVG-

Novel le Entscheidend wurde die 
Situat ion der Pensionsvers icherung 
durch den neuer l ichen Aufschwung 

verbessert.. Die kurzfr ist ige 
Entspannung der f inanziel len Lage 

ändert f rei l ich nichts an der 
langfr ist igen Problematik d ieser 

Inst i tut ion. 

te der Gesetzgeber ab 1 Jänner 1981, 
um so den Arbeitsmarkt zu entlasten. 
Dementsprechend steigt seit Ende 
der siebziger Jahre die Zahl der bis 
dahin eher sinkenden oder sta
gnierenden Erwerbsunfähigkeitspen
sionen und vorzeitigen Alterspensio
nen 

In dieser Periode stagnierte die 
Beschäftigung, sodaß die starke Z u 
nahme der Leistungen eine entspre
chende finanzielle Belastung der Pen
sionsversicherungsträger verursach
te Da der Bund langfristig für ein 
Viertel bis ein Drittel der Ausgaben 
eine Ausfallshaftung trägt, schlug die
se Problematik auf den Bundeshaus
halt durch 

Als die große Koalition beschloß, 
das Budget zu stabilisieren und dar
über hinaus die Abgabenquote zu 
senken, wurde die Frage die Pen
sionsfinanzierung zur Diskussion ge
stellt In diesem Rahmen tauchte je
doch auch der langfristige Aspekt des 

Problems auf: Es erwies sich nämlich 
daß schon in der Vergangenheit die 
Belastung des Beitrags- und Steuer
zahlers stetig gestiegen war und sich 
dieser Trend in Zukunft in einem 
Maße fortsetzen werde, daß damit der 
Generationenvertrag in Frage gestellt 
sein könnte 

L e i s t u n g s ü b e i hang 

Seit 1960 zeigte die Pensionsver
sicherung in Österreich eine beson
dere Dynamik. Ende 1960 wurden ins
gesamt 900 800 Pensionen ausge
zahlt, 1990 bereits 1,708 900, um 
89,7% mehr Demgegenüber war die 
Zahl der Versicherten nur von 
2 660 300 auf 2,896.300 also um 8,9% 
gewachsen Als Folge davon ergab 
sich eine wesentlich erhöhte Pen-
sionsbelastungsquote (die Zahl der 
Pensionen je 1 000 Versicherte stieg 
von 339 auf 590) 

Der Einfluß demographischer Ver
änderungen auf diese Relation er
scheint begrenzt So zeigt sich daß 
der Anteil der Bevölkerung über 
60 Jahre in den sechziger Jahren zu
nahm und damit zur wachsenden Be
lastung der Aktiven zwischen 15 und 
60 Jahren durch Pensionen beitrug 
Seit Beginn der siebziger Jahre sta
gnierte die demographische Altenbe-
iastungsquote jedoch und fiel in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts so
gar; erst in den achtziger Jahren 
zeichnete sich allmählich ein neuer 
Anstieg ab Da jedoch die Pensions-
belastungsquote stetig und ver
gleichsweise stärker zunahm deter-
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Erwerbsunfähigkei ls- und vorzeitige Alt 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 

e i spension Übersicht 1 

Erwerbsunfäh ig kei tspensionen Vorzei t ige A l terspens ionen 

Stand Veränderung gegen das Vorjahr Jahresdurch Veränderung gegen das Vor jahr 
Dezember Absolut In % schni t t Abso lu t l n % 

1970 261 137 - 3 843 - 1 5 52 004 - 370 - 0 7 

1971 256 380 - 4 757 - 1 8 51 395 - 609 - 1 2 

1972 252 027 - 4 353 - 1 7 50 553 - 842 - 1 6 

1973 246 951 - 5 076 - 2 0 49 149 - 1 404 - 2 8 

1974 242 477 - 4 474 - 1 8 49 359 + 210 + 0 4 

1975 239 278 - 3 199 - 1 3 50 500 + 1 141 + 2 3 

1976 237 477 - 1 801 - 0 8 51 532 + 1 032 + 2 0 

1977 236 184 - 1 293 - 0 5 51 326 - 206 - 0 4 

1978 235 739 - 445 - 0 2 51 975 + 649 + 1 2 

1979 237 341 + 1 602 + 0 6 54 105 + 2 130 + 4 0 

1980 238 564 + 1 223 + 0 5 59 927 + 5 822 + 1 0 7 

1981 241 447 + 2 883 + 1 2 69 968 + 10 041 + 1 6 7 

1982 245 746 + 4 299 + 1 7 80 678 + 10710 + 15,3 

1983 251 109 + 5 363 + 2 1 91 602 + 10 924 + 1 3 5 

1984 259 117 + 8 008 + 3 1 98.926 + 7 324 + 7 9 

1985 268 833 + 9 7 1 6 + 3 7 100.695 + 1 769 + 1 7 

1986 274 867 + 6 034 + 2 2 99 590 - 1 105 - 1 1 

1987 277 971 + 3 104 + 1 1 97 471 - 2 119 - 2 1 

1988 285 811 + 7 840 + 2 8 97 982 + 511 + 0 5 

1989 292 571 + 6 760 + 2 4 98 369 - 387 + 0 4 

1990 298 057 + 5 486 + 1 9 98 009 - 360 - 0 4 

Q: Hauptverband der ös ter re ich ischen Sozia lvers icherungsträger 

m i n i e r e n o f f e n s i c h t l i c h - andere Be

s t immungsgründe diesen Prozeß. 

Dazu gehör t zunächst :der ins t i tu 

t ionelle Faktor : Im Unte rsuchungs

zei t raum kam es immer wieder zu Er

le ichterungen der Anfa l lsbedingungen 

für die Pensionsle is tungen. S o - w u r -

den ? etwa - i n ; der- Selbständigen^Pen--

s ionsvers icherung sowoh l die Voraus

setzungen für den Bezug e iner Er

werbsunfäh igke i tspens ion günst iger 

gestal tet - als auch die- vorzei t ige A l 

te rspens ion , e ingeführt . S t ruk tu re in 

f lüsse ergaben sich auch aus V e r h a k 

tensänderungen; de r :Versicherten: 

Seit 1960 sind die Erwerbsquoten der 

über 60jährigen in Österre ich stet ig 

— auch in Per ioden höchster Arbe i ts 

mark tanspannung — zu rückgegan

gen. Diese Entwick lung bewi rk te , : daß 

Öster re ich heute das OECD-Land mit 

Versicherte u n d Abbildung 1 
Pensionen in d e r g e s e t z l i e h e n 
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den niedr igsten A l te rse rwerbsquo ten ; 

ist (Biffi, 1988, S .58) . 

. - D ie s tets wachsende- Erwerbs tä 

t igkei t der Frauen f ü h r t u n t e r der ge - . 

gebenen Rechtslage dazu, daß diese 

im Falle der :Wi twenscha f t zwei Pen-; 

s ionen verhalten: e ine 1 :aus e igenem; 

Anspruch und eine Hinterb i iebenen-

pension n a c h d e m Ehegat ten. -Der .so 

bes t immte Trend er fuhr in der ersten 

Häl f te der achtz iger Jahre durch die. 

Wir tschaf ts lage;e ine b e s o n d e r e Ver-; 

schär fung. Der internationale; Rück

schlag 1974/75 wurde auf d e m öster

re ichischen Arbe i tsmark t du rch eine 

Fülle von Maßnahmen aufgefangen, 

etwa auch — wie einleitend vermerk t 

— durch den f rüheren Bezug von 

Pensionsleistungen. 

• Die Zunahme dieser A r t von Pen

s ionen entspr icht ; d e m Erwerbsquo

tenrückgang als Folge der Rezession, 

vor allem in der A l tersgruppe der 50-

bis 59jährigen beider Geschlechter . In 

diesen Gruppen war noch b i s Mit te 

der s iebziger Jahre die Akt ivi tätsrate 

deut l ich gest iegen. 

Aber nicht nur die Verschiebung 

dieser Relat ionen führ t zu stärkeren 

f inanziellen Belastungen des Pen-

s ionsvers icherungssystems, sondern 

auch die Entwick lung des Pensionsni

veaus oder — genauer gesagt — des 

Verhältnisses von durchschni t t l i cher 

Höhe der Pensionen zu jener der Ak

t i ve inkommen, welche die Bei t rags

grundlage bes t immen. Hier ze igt s ich, 

daß fast im ganzen Untersuchungs-

Erwerbsquote der 
40- bis 49jährigen 

1955/1990 
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Zeitraum, ausgenommen die f rühen 

siebziger Jahre mi t ihren infolge 

der in f la t ionären-Entwick lung . — ho

hen nominel len Lohnste igerungen, 

die Durchschni t ts pension stärker 

st ieg als die durchschni t t l iche Bei

t ragsgrundlage. (En tsprechende lau

f e n d e . Daten stehen ab 1970 nur für 

die : Unselbständigen-Pensionsversi -

cherung - zur Ver fügung, - doch ; ändert 

s ich am Bi ld nichts, wenn die Pensio

nen der Se lbs tänd igem berücksicht igt 

werden.} Daß s ich e ine solcher Trend 

t ro tz ^Bremsen" - fü r die Pensionsbe-

r e c h n u n g , durchsetzen konnte* geht, 

neben:zahlreichen d iskre t ionären Ein

gr i f fen, auf versch iedene. Strukturef

fek te zurück . 

Al lgemein fallen relativ niedr ige 

Pensionen w e g , die aufgrund de r ho

hen Arbei ts losigkei t in der Zwischen

kr iegszei t mi t häufig unterbrochenen 

Vers icherungszei ten: oder nur durch 

Anrechnung -reduzierter Ersatzzeiten 

zustande g e k o m m e n waren, wogegen 

die neu zuerkannten Pensionen- frei 

v o n ; diesen Einschränkungen sind 

Weiters verschiebt s ich die St ruktur 

der Pensionen s te t ig zu den Ange

stel l ten, d ie das höchs te Niveau errei

chen, und schl ießl ich übert ref fen 

Erwerbsquole der 
50- bis 59jährigen 
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Erweibsquote dei Abbildung 4 
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auch die neu anfallenden Selbständi-
genpensionen die Übergängspensio
nen und die landwirtschaftlichen Z u 
schußrenten (Busch — Hanisch — 
Hellmer, 1986, S.59). 

D e r F i n a n z i e r n n g s e n g p a ß 

Die österreichischen Pensionsver-
sicherungsgesetze sehen vor, daß die 
Aufwehdungen ihrer Träger nicht nur 
aus den Beiträgen der Versicherten 
zu decken sind, sondern auch durch 
einen Zuschuß des Bundes. Dieser 
ergab sich zunächst aus verteilungs
politischen Überlegungen — eine hö
here Beitragszahlung der Versicher
ten schien nicht zumutbär — , ; wurde 

D m chschnittspension Übersicht 2 
der Unselbständigen und durch
schnittl iche Bei tragsgiundlage 

D u r c h  D u r c h  Relat ion der 
schn i t t s  schn i t t l i che D u r c h s c h n i t t s 
p a n s i o n B e i t r a g s  p e n s i o n z u r 

g r u n d l a g e d u r c h s c h n i t t l i 
c h e n Be i t rags 

g r u n d l a g e 

I n S 

1970 1 643 4 005 0 410 

1971 1 820 4 447 0 409 

1972 1 963 4 932 0,398 

1973 2 157 5 466 0 395 

1974 2 481 6.250 0,397 

1975 2 828 6 949 0 407 

1976 3 173 7 614 0 417 

1977 3 436 6 272 0 415 

1978 3 723 8 879 0 419 

1979 4 019 9 488 0 424 

1980 4.328 10 131 0 427 

1981 4 646 10812 0 430 

1982 4 999 11 455 0 436 

1983 5 373 11 802 0 455 

1984 5 687 12 379 0 459 

1985 5 390 13 060 0 459 

1986 6.281 13 730 0 458 

1987 6 6 1 9 14 175 0 467 

1938 6 874 14 722 0 467 

I9S9 7 107 15 362 0 465 

1990 7 496 16 203 0 463 

Q : H a u p t v e r b a n d d e r ö s t e r r e i c h i s c h e n Soz ia l ve rs i 
c h e r u n g s t r ä g e r 

aber im Zuge der Entwicklung seit In
krafttreten des Allgemeinen Sozial
versicherungsgesetzes (ASVG) auch 
dahin begründet, daß Leistungen er 
bracht würden, die über die unmittel
baren Aufgaben und Möglichkeiten 
einer Versicherung hinausgingen. Das 
gelte etwa für eine Reihe von Ersatz
zeiten jener Versicherungszweige, die 
in der Vergangenheit keine Pflichtver
sicherung gekannt hatten, sowie für 
Kriegsdienstzeiten, den Mutterschutz, 
die Arbeitslosigkeit, Schul- sowie Stu
dienzeiten und schließlich für die Aus
gleichszulage, welche Aufgaben der 
Fürsorge erfülle. Tatsächlich werden 
bis zu einem Drittel der Pensions-
vefsicherungsgesamtausgaben vom 
Bund bestritten, nach der bestehen
den gesetzlichen Regelung als Aus
fallshaftung. 

Das : Pensionsversicherungssy-
stem reagierte auf die steigende f i 
nanzielle Belastung mit zwei Maßnah
men. Zunächst wurden die Beitrags
sätze, beträchtlich gesteigert: So . be
trüg der Gesamtbetrag in der Unselb-
ständigenpensionsversicherung 1960 

Der Bundeszuschuß zur 
Pensionsversicherung wurde auch 
damit begründet, daß durch diese 
Leistungen erbracht würden, die 

versicherungsmäßig nicht gedeckt 
seien — wie die Anrechnung von 

Ersatzzeiten für fehlende 
Versicherung, Kriegsdienst, 

Mutterschaft, Arbeitslosigkeit, Schul -
und Studienzeiten, Ein erheblicher Teil 
dieser Gründe ist heute weggefallen,, 

:11% .(Angestellte) und 12% (Arbeiter) 
'der'jeweiligen Beitragsgrundlage, in 
der• Selbständigenversicherung 6%,. 
1990 erreichten die Sätze für Ange
stellte und Arbeiter 22,8%, für ge
werbliche Selbständige und Bauern 
12,5%, sie hatten sich also im Unter
suchungszeitraum etwa verdoppelt 

Der Bundeszuschuß bewegte sich 
all die Jahre zwischen 25% und 30%. 
In diesem Zusammenhang sollte im 
Auge behalten werden, daß eine der 
ursprünglichen Begründungen für die 
Leistung eines Bundesbeitrags immer 
weniger ins Gewicht fällt, nämlich die 
Anrechnung von Ersatzzeiten für die 
Pensionsversicherung der Arbeiter 
vor dem Zweiten Weltkrieg und für 
den geleisteten Kriegsdienst. Auch 
die Ersatzzeiten in der Selbständigen-
Pensionsversicherung spielen eine 

Ei wer bsquote der Abbildung 5 
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immer geringere Rolle, und schließ
lich werden auch Studienzeiten nicht 
mehr angerechnet. Der Bundesbei
trag wird daher immer stärker zu 
einem nicht näher spezifizierten K o 
stenzuschuß für die Pensionsversi
cherung. \ ~ ~ 

Mit dem Wegfallen der Anrech
nung von Studienzeiten gelangt man 
jedoch zum zweiten Schritt, der zur 
Entlastung des Systems gesetzt wur
de. 1985 kam es zum ersten Mal; seit 
40 Jähren zu! einer Verschlechterung 
der Leistüngsvoraussetzungen und 
der Leistungen in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung. Die 40. A S V G -
Novelle verlängerte den Bemessungs
zeitraum für die Unselbständigen von 
fünf auf zehn Jahre,; wodurch :die Be
messungsgrundlage mit stetig steh 
gendem Einkommen sinken mußte. 
Ferner trug man dem Versicherungs
prinzip insofern Rechnung, als für die 
Pensionsbemessung der Gründbe
trag von 30% wegfiel. Weiters traten 
anstelle der mit der Versicherungs
dauer progressiv wachsenden nun
mehr degressive Steigerungsbeträge. 
(Das erhöht allerdings das Interesse, 
die Frühpension in Anspruch zu neh
men.) Eine vorteilhafte Änderung der 
Bemessüngsbestimmungen brachte 
der Steigerungsbetrag für Mütter von 
3% für jedes Kind. Mit der 44. A S V G -
Novelle fielen 1988 die Studienzeiten 
als Ersatzzeiten für die Pensionsbe
messung weg! Schon durch die 
40. Novelle war eine „Bremse" der 
Pensionsanpassung durch Berück
sichtigung der Arbeitslosenquote ein
gebaut worden. 

Obwohl die 40. ASVG-Novelle ge 
genüber einer Entwicklung unter den 
vor ihrem Inkrafttreten gegebenen 
Bedingungen die Kosten reduzierte, 
wurde deren steigender Trend kaum 
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P E N S I O N S V E R S I C H E R U N G I N Ö S T E R R E I C H 

Anteil dei Bundesbei t iäge am Gesamtaufwand 
der Pf•nsions\ ti S i c h e r u n g 

Übersicht ? 

G e s a m t a u f w a n d E u n d e s b e i t r a g B u n d e s b e i t r a g 

Mill S V e r ä n d e r u n g 
g e g e n das V o r j a h r 

in % 

Mill S V e r ä n d e r u n g 
g e g e n das V o r j a h r 

in % 

In % d e s G e s a m t 
aufwands 

1970 30 425 2 10 129 + 2 0 0 33 3 

1971 34 888 3 + 147 10 792 + 6 5 30 9 

1972 39 470 0 + 13 1 12 417 + 15 1 31 5 

1973 44 019 2 + 115 12 942 + 4 2 29 4 

1974 51 666 2 + 174 15 362 + 187 29 7 

1975 60 249 4 + 166 20 957 + 36 4 34 8 

1976 6 8 9 9 2 3 + 145 23 221 + 10 8 33 7 

1S77 76 286 9 + 106 23 052 + 122 34 2 

1978 83 688 5 + 9 7 21 981 - 1 5 6 26 3 

1979 91 643 1 + 9 5 23 416 + 6 5 25 6 

1980 99 377 0 + 9 0 21 461 - 8 3 21 5 

1981 108 789 6 + 8 9 23 841 + 11 1 21 9 

1982 119126 3 + 9 5 30 015 + 25 9 25 2 

1983 129 335 9 + 8 6 39 127 + 30 4 30 3 

1984 139 281 0 + 7 7 40 588 + 3 7 29 1 

1985 148 463 3 + 6 6 42 002 + 3 5 28 3 

1986 158 095 2 + 6 5 44 927 + 7 0 23 4 

1987 168.554 1 + 6 6 51 537 + 14 7 30 6 

1988 175 318 4 + 4 0 53 652 + 41 30 6 

1989 184 895 3 + 5 5 55 149 + 2 8 29 8 

1990 197 465 3 + 6 8 52 408 - 5 0 26 5 

Q : H a u p t v e r b a n d der ö s t e r r e i c h i s c h e n S o z i a l v e r s i c h e r u n g s t r a g e r 

beeinflußt. Erst die um ein halbes 
Jahr aufgeschobene Pensionsanpas
sung 1988 sowie der letzte Konjunk
turaufschwung mit seinem raschen 
Beschäftigungswachstum verbesser
ten die finanzielle Lage der Pensions
versicherung {Busch, 1989, 1990). 
1989 wuchs die, Beschäftigung ra
scher als die Zahl der Pensionen, und 
auch die Durchschnittspension stieg 
langsamer als die durchschnittliche 
Beitragsgrundlage, 1990 entwickelten 
sich beide gleich Damit sank auch 
der Bundesbeitrag weiter auf 26,5% 

D r o h e n d e A l t e r s b e l a s t u n g 

Die besondere Problematik der 
österreichischen Pensionsversiche
rung liegt darin, daß auf mittlere Sicht 
die bestehenden Determinanten der 
wachsenden finanziellen Belastung 
nicht nur unverändert bleiben, son
dern eine neue — und gravierende — 
hinzutritt, die bisher kaum eine Rolle 
gespielt hatte, nämlich die demogra
phische Determinante 

Nunmehr zeichnet sich eine Ent
wicklung ab, welche aliein durch die 
Änderungen der Bevölkerungsstruk
tur zu einer steigenden Belastung der 
Erwerbstätigen führen muß. 

in jüngerer Zeit wurden zahlreiche 
Prognosen über die künftige Bevölke
rungsentwicklung ausgearbeitet. Alle 
diese enthalten mehrere Szenarien 
und gelangen zu ähnlichen Ergebnis

sen, nämlich dazu, daß in den näch
sten Jahrzehnten infolge steigender 
Lebenserwartung und anhaltend nied
riger Geburtenhäufigkeit die Bevölke
rung altern wird. Die jüngste Progno
se, die Studie des, Beirats für Wirt
schafts- und Sozialfragen, legt ihrer 
Vorhersage drei Varianten der Bevöl
kerungsentwicklung zugrunde: ein 
„Inländerszenario", mit steigenden Er 
werbsquoten der einheimischen Be
völkerung, ein Szenario der „Erwerbs-

Die Reformvorschläge für die 
Pensionsversicherung betreffen vor 
allem eine Erhöhung des effektiven 
Anfallsalters, akzeptieren aber auch 

die durch den Verfassungsgerichtshof 
statuierte Angleichung des 

Anfallsalters für die Geschlechter., 
Beide Schritte wurden in der BRD 

bereits vollzogen, 

quotenkonstanz" und ein „Ausländer
szenario". Letzteres impliziert ab dem 
Jahre 2000 eine Nettoimmigration von 
30.000 Ausländern pro Jahr, mehr als 
über längere Zeiträume seit dem 
Zweiten Weitkrieg nach Österreich 
eingewandert sind. Hiebei erweist 
sich, daß die Grundzüge der Entwick
lung in allen drei Varianten im wesent
lichen einander entsprechen: Die de
mographische Belastungsquote wird 
sich bis 2030 entscheidend erhöhen: 
nach dem Inländerszenario wie auch 
bei Erwerbsquotenkonstanz von ge
genwärtig 328 Personen über 60 Jah

ren je 1.000 Einwohner auf rund 
600 Personen Auch die kräftige Ein
wanderung nach dem Ausiändersze-
nario bewirkt eine nur geringe Entla
stung, die Belastungsquote verharrt 
bei 530 {Beirat, 1991).. 

Der Beirat unterstellte seiner Pro
gnose ein Wachstum der österreichi
schen Wirtschaft von real rund 3% bis 
2000 und danach ein solches von 2% 
Unter diesen Gegebenheiten ist mit 
der vollen Auslastung des jeweils ge
gebenen Arbeitskräfteangebotes zu 
rechnen, Arbeitskräfte werden knapp 
sein. Arbeitslosigkeit dürfte also das 
Beitragsaufkommen kaum einschrän
ken Die institutioneiien Faktoren, 
welche die finanzielle Entwicklung der 
Pensionsversicherung in der Vergan
genheit beeinträchtigten, wie etwa die 
Steigerung der Durchschnittspension 
als Folge geschlossener Versiche
rungsverläufe und höherer Qualifika
tionen, sollten bis 2000 weiterwirken 
und danach auslaufen 

Auf Basis dieser grundlegenden 
Entwicklungslinien — die in der Bei
ratsstudie durch zahlreiche Detailan
nahmen fundiert sind — gelangt die 
Prognose zu dem Ergebnis, daß sich 
die Pensionsbelastungsquote von ge
genwärtig knapp 600 Pensionen je 
1.000 Versicherte bis 2030 auf einen 
Wert zwischen,771 und 1.010 steigern 
wird Auch nach diesen Berechnun
gen ergibt die, Ausländervariante wie
der den mittleren Wert von 912. Somit 
werden sich die relativen Kosten der 
Pensionsversicherung bis 2000 auf
grund auslaufender Struktureffekte 
langsam erhöhen, danach als Folge 
der demographischen Veränderungen 
allmählich steigen und 2030 um rund 
75% höher liegen als heute Mit pro
zentuell unverändertem Bundeszu
schuß bedeutete diese Entwicklung 
eine Steigerung des Beitragssatzes 
für die Unselbständigen von derzeit 

Ertektue Pensiunfe-
belastung 

Ptnionen je 1.000 Versicherte 

Abbildung 6 

E r w e r b s q u o t e n k o n s t a n z . 

/ A u s l c n d s r s z e n a r i o 

I n l ä n d e r s z e n a r i o 

1970 19S5 2000 2015 2030 

M o n a t s b e r i c h t e 11/91 IwiFol 6 1 7 



P E N S I O N S V E R S I C H E R U N G I N Ö S T E R R E I C H 

22,8% auf rund 40% Ceteris paribus 
hätten die Arbeitnehmer im Jahr 2030 
die Hälfte ihres monatlichen Aktivein
kommens an Steuern und Abgaben 
zu entrichten 

R t ; f o t m b e m ü h n n g e n 

Alle diese Überlegungen lösten in 
den letzten Jahren eine intensive Dis
kussion in der Öffentlichkeit aus, aber 
auch im Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales {Bundesministerium für 
Arbeit uns Soziales 1988} ohne daß 
freilich gesetzgeberische initiativen 
ergriffen wurden, die über die 40 und 
die 44 ASVG-Novelie hinausgegangen 
wären In der BRD konnte die gleich
gelagerte Problematik bereits durch 
eine Änderung des Anfallsalters in der 
Altersversicherung gelöst werden Ein 
wesentlicher Schritt der wirtschafts-
und sozialpolitischen Meinungsbil
dung erfolgte 1991 durch die Studie 
des Beirats für Wirtschafts- und So
zialfragen Soziale Sicherung im Al 
ter11, welche auf Ersuchen der Bun
desregierung ausgearbeitet worden 
war 

Darin gelangte der Beirat zu dem 
Ergebnis, daß das gegenwärtige — 
auf dem Umiageprinzip beruhende — 
Pensionssystem beizubehalten sei 
auch in seiner Funktion zur Erhaltung 

des Lebensstandards Für eine Z u 
sammenführung der vorhandenen 
Pensionssysteme seien vor allem An-
gleichungen in Richtung gleichartiger 
Bemessungsgrundlagen und Pen
sionsanpassungen zu überlegen 
Letztere wäre zum Unterschied von 
der Situation derzeit netto (ohne So 
zia Iversicherungsbeiträge) vorzuneh
men 

Der Beirat stimmte auch darin 
überein, daß eine massive finanzielle 
Belastung der erwerbstätigen Gene
ration in Zukunft vermieden werden 
könne wenn das effektive Pensions-
antrittsalter, das gegenwärtig bei 
58 Jahren liegt dem gesetzlichen an
genähert würde Das gesetzliche Pen-
sionsaiter sollte nicht erhöht, aber 
tendenziell möglichst ausgeschöpft 
werden Maßnahmen hiezu seien vor 
allem die Förderung altersgerechter, 
spezifischer Arbeitsbedingungen und 
Anreizsysteme einschließlich eines 
gleitenden Ubergangs in den Ruhe
stand 

Zur Frage des Pensionsaiters für 
Frauen ging der Beirat nach dem ent
sprechenden Verfassungsgerichts
hofurteil davon aus daß eine langfri
stige AngSeichung des Anfalisaiters an 
jenes der Männer mit Verbesserun
gen für Frauen in anderen Bereichen 
vor allem durch Anrechnung der Kin
dererziehungszeiten für die Pension 

in höherem Ausmaß verbunden sein 
müßte Freilich sollte vermieden wer
den damit die Erwerbstätigkeit der 
Frauen zu verringern 

Durch eben dieses Urteil des Ver
fassungsgerichtshofes geriet die 
Bundesregierung mit der Pensionsre
form unter Zeitdruck weil dieses eine 
Neuregelung der Bestimmungen über 
das Pensionsanfaüsalter erforderlich 
gemacht hätte Allerdings beabsich
tigt die Bundesregierung sich dieser 
Fristsetzung durch ein Verfassungs
gesetz zu entziehen, das die Frist um 
ein Jahr verlängert 
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